
 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Zusammenarbeit Schule und Kinder- und Jugendhilfe 
 
 
Sachverhalt: 
 
Auf Beschluss des Kreistages vom 20.12.2017 wurde gemeinsam mit der Niedersächsischen 
Landesschulbehörde eine Kooperationsvereinbarung zur Umsetzung eines Beratungszentrums 
für soziale und emotionale Entwicklung erarbeitet. 
 
Die Schnittstellen zwischen Schule und Jugendhilfe sind vielfältig. Bei jeweils spezifischer 
Aufgabenübernahme richtet sich die Arbeit an die gleiche Zielgruppe und verfolgt gemeinsame 
Ziele. Beide Seiten sind gesetzlich zur Kooperation verpflichtet.  
 
Zum Verlauf der Gespräche mit der Nds. Landesschulbehörde wurde mehrfach berichtet.  
Nachdem der Landesrechnungshof Niedersachsen im Zuge seiner Prüfung zur Umsetzung der 
Inklusiven Schule 2018 unter aufgabenbezogenen, regionalen und organisatorischen Aspekten 
kritikwürdige Disparitäten festhielt, stellte das Land Niedersachsen eine Neukonzeptionierung 
u. a. auch der Mobilen Dienste in Aussicht. Nach zuletzt im September 2019 erteilter Auskunft 
der Nds. Landesschulbehörde kann während der Neuausrichtung eine 
Kooperationsvereinbarung, die personelle Ressourcen des Mobilen Dienstes ROBUS bindet, 
auf unabsehbare Zeit nicht umgesetzt werden. Eine engere Zusammenarbeit der Systeme kann 
insofern nicht, wie ursprünglich geplant, über ein gemeinsam betriebenes Beratungszentrum 
umgesetzt werden 
 
Durch den flächendeckenden Ausbau Sozialer Arbeit in schulischer Verantwortung sind weitere 
Akteure zur Umsetzung der Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe hinzugekommen. 
Der Erlass zur Sozialen Arbeit in schulischer Verantwortung und der diesen ergänzende 
Orientierungsrahmen (siehe Anlagen 1 und 2) des Landes Niedersachsen enthalten 
Ausführungen zur Zusammenarbeit von Schule und Kinder- und Jugendhilfe. So sind in jeder 
Schule und in jedem Jugendamt verbindliche Ansprechpartner/innen zu benennen, die u. a. die 
Aufgabe haben, Kontakte herzustellen und Informationen zu vermitteln. Zudem sind 
Gesprächsforen zu implementieren und die Schnittstellen zu verschiedenen Themenfeldern zu 
definieren.  
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Vor diesem Hintergrund ist die Entwicklung einer kontinuierlichen, zielgerichteten und 
nachhaltigen Kooperationsstruktur sowie die Stärkung von Schülerinnen/Schülern und des 
Systems Schule auch im Zusammenspiel zwischen den sozialpädagogischen Fachkräften der 
Schulen und des Jugendamtes voranzutreiben. Gleichzeitig eröffnet sich die Möglichkeit, im 
Dialog zwischen den Systemen Problemlagen zu erkennen und Lösungen für die Fläche zu 
entwickeln. Da das Jugendamt für die Sicherstellung der lokalen Kooperation verantwortlich ist, 
soll ein entsprechendes Konzept erarbeitet werden. Die bereits bestehenden 
Kooperationsvereinbarungen mit dem Land sollen einbezogen werden. Das erarbeitete Konzept 
wird im Jugendhilfeausschuss zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. 
 
Ergänzender Hinweis: Für die Entwicklung dieser Kooperationsstruktur an der Schnittstelle 
Schule und Kinder- und Jugendhilfe wurden in den Stellenplanberatungen 1,0 Stellen aus den 
für die zur Umsetzung des Beschlusses des Kreistages vom 20.12.2017 vorgesehenen 
Personalressourcen (1,5 Stellen) beantragt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Beschluss des Kreistages vom 20.12.2017 wird dahingehend geändert, 
dass unabhängig von der Entwicklung des Mobilen Dienstes der 
Niedersächsischen Landesschulbehörde ein Konzept zur Entwicklung einer 
kontinuierlichen, zielgerichteten und nachhaltigen Kooperationsstruktur sowie 
zur Stärkung von Schülerinnen/Schülern und des Systems Schule erarbeitet 
wird. 
 
 

 
Luttmann 
 
 
Anlagen: 
- Erlass Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung des Landes Niedersachsen (August 

2017) – Anlage 1 
- Orientierungsrahmen Kooperation soziale Arbeit in schulischer Verantwortung und Kinder- 

und Jugendhilfe – Anlage 2 
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Soziale Arbeit in schulischer
Verantwortung
RdErl. d. MK v. 1.8.2017 - 25.6 - 84030 – VORIS 22410 –

Bezug:    a)   RdErl. d. MK v. 1.12.2016 Ergänzende Bestimmungen zum
Rechtsverhältnis zur Schule und zur Schulpflicht (SVBl. S. 705)
hier: §§ 58 bis 59a, §§ 63 bis 67 und § 70 NSchG – VORIS
22410 –

             b)  Gem. RdErl. d. MK, d. MI u. d. MJ v. 1.6.2016 Sicherheits- und
Gewaltpräventionsmaßnahmen in Schulen in Zusammenar-
beit mit Polizei und Staatsanwaltschaft (Nds. MBl. S. 648,
SVBl. S. 433) – VORIS 22410 –

             c)   RdErl. d. MK v. 31.10.2011 Schulpsychologische Beratung (Nds.
MBl. S. 830, SVBl. 2012 S. 33), geändert durch RdErl. v.
22.6.2016 (Nds. MBl. S. 689, SVBl S. 450) – VORIS 22410 –

1.   Geltungsbereich

Der RdErl. regelt den Einsatz sozialpädagogischer Fachkräfte
in der sozialen Arbeit in schulischer Verantwortung im Lan-
desdienst und gilt für alle öffentlichen allgemein bildenden
und berufsbildenden Schulen.

2.   Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung

2.1 Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung basiert auf
dem allgemeinen Bildungsauftrag der Schule nach § 2 des
Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG). Die Schule hat den
Auftrag, mit ihren Angeboten zur Entwicklung einer eigen-
ständigen Persönlichkeit der Schülerinnen und Schüler beizu-
tragen. Die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung trägt
mit ihren Angeboten auch dazu bei, Schülerinnen und
Schülern eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht und am
Schulleben sowie ein erfolgreiches Absolvieren der Schullauf-
bahn zu ermöglichen. In Ergänzung zu den Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe unterstützt sie beim Abbau von so-
zialen Benachteiligungen und individuellen Beeinträchtigun-
gen der Schülerinnen und Schüler.

2.2 Die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung legt den
Schwerpunkt auf Angebote und Maßnahmen, die

–    sich an alle Schülerinnen und Schüler richten, 

–    einen präventiven Ansatz verfolgen und 

–    Aufgaben im schulischen Kontext betreffen.

2.3 Die Aufgabe sozialer Arbeit in schulischer Verantwor-
tung wird von sozialpädagogischen Fachkräften im Landes-
dienst wahrgenommen. Sie unterstützen die Schulleiterin
oder den Schuleiter bei der Wahrnehmung ihrer oder seiner
Aufgaben (nach § 43 NSchG) sowie die Lehrkräfte im Rahmen
der multiprofessionellen Zusammenarbeit.

3.   Grundsätze der sozialen Arbeit in schulischer Verant-
wortung

3.1 Die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung ist ein
eigenständiges Aufgabenfeld mit eigener fachlicher Kompe-
tenz. Sie findet in der Regel außerhalb des Unterrichts statt.

3.2 Die Angebote der sozialpädagogischen Fachkräfte wer-
den von den Schülerinnen und Schülern grundsätzlich freiwil-
lig wahrgenommen. Dieses gilt insbesondere für Angebote der

personenbezogenen Beratung. Zwischen der sozialpädagogi-
schen Fachkraft und den Schülerinnen und Schülern können
Absprachen über die verbindliche Teilnahme an Maßnahmen
getroffen werden.

3.3 Die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung berück-
sichtigt bei ihren Angeboten und Maßnahmen

–    das Kindes- und Jugendwohl,

–    ein inklusives Schulverständnis,

–    die Lebensweltorientierung,

–    die Systemorientierung,

–    die Beziehungsarbeit,

–    die Kompetenzorientierung,

–    die Interkulturalität und 

–    die Genderorientierung.

Die Grundlage bildet das NSchG, insbesondere der Bildungs-
auftrag nach § 2 NSchG.

4.   Aufgabenschwerpunkte

4.1 Die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung ist Teil
des Schulprogramms (§ 32 Abs. 2 NSchG). Die Ziele und
Schwerpunkte der sozialen Arbeit bestimmt jede Schule unter
Beteiligung der sozialpädagogischen Fachkraft nach Maßgabe
ihres pädagogischen Konzepts und diesen Bestimmungen. Die
Wahrnehmung der Aufgaben der sozialpädagogischen Fach-
kräfte unterliegt der Gesamtverantwortung der Schulleiterin
oder des Schulleiters (§ 43 Abs. 1 NSchG).

4.2 Zu den Kernaufgaben der sozialpädagogischen Fachkräf-
te in schulischer Verantwortung gehören:

4.2.1 Beratung von Schülerinnen und Schülern: Sozialpäda -
gogische Fachkräfte stehen Schülerinnen und Schülern für
Be ratung und pädagogische Begleitung bei individuellen Pro-
blemlagen zur Verfügung.

4.2.2 Beratung der Lehrkräfte, der weiteren pädagogischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der Erziehungsbe-
rechtigten: Sozialpädagogische Fachkräfte stehen den Lehr-
kräften sowie den weiteren pädagogischen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern und den Erziehungsberechtigten für Bera-
tung und Begleitung bei Problemlagen der Schülerinnen und
Schüler zur Verfügung.

4.2.3 Netzwerkarbeit mit außerschulischen Partnern: Sozial-
pädagogische Fachkräfte stellen die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben notwendigen dauerhaften Kontakte und die Zusammen-
arbeit mit außerschulischen Einrichtungen (s. Nr. 5) sicher.
Die se Zusammenarbeit ist Teil des schulischen Netzwerks.

4.3 Bei folgenden weiteren Handlungsfeldern sind die sozial-
pädagogischen Fachkräfte nach den jeweiligen schulischen
Er fordernissen einzubeziehen:

4.3.1 Schulverweigerung / -absentismus: Sozialpädagogische
Fachkräfte wirken nach 3.3.2 des Bezugserlasses zu a) mit, um
eine Teilnahme der Schülerinnen und Schüler am Unterricht
sicherzustellen.
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4.3.2 Gewalt- und Konfliktprävention: Sozialpädagogische
Fachkräfte wirken bei der präventiven Abwehr von Gewalt-
handlungen und der Bewältigung von Konflikten (u. a. durch
Sozialtrainings oder durch Förderung der Medienkompetenz)
nach Nr. 2 und 3 des Bezugserlasses zu b) mit.

4.3.3 Förderung der Gesundheit: Die sozialpädagogischen
Fach kräfte wirken bei den Angeboten und Maßnahmen der
Gesundheitsförderung und der Suchtprävention mit.

4.4 Zusätzlich können bei folgenden Handlungsfeldern die
sozialpädagogischen Fachkräfte nach den jeweiligen schuli-
schen Erfordernissen einbezogen werden:

4.4.1 Interkulturelle Arbeit: Die Angebote der sozialpädago-
gischen Fachkräfte fördern das Zusammenleben von Schüle-
rinnen und Schülern mit unterschiedlichem kulturellen, ethni-
schen und religiösen Hintergrund und tragen zu einem inte-
grativen Schulklima bei.

4.4.2 Förderung von Partizipation und Demokratie: Die An-
gebote der sozialpädagogischen Fachkräfte fördern die eigen-
ständige Beteiligung der Schülerinnen und Schüler am schuli-
schen Leben (§ 72 und § 80 NSchG) und tragen zu deren
Fähigkeit zur demokratischen Gestaltung der Gesellschaft bei.

4.4.3 Berufsorientierung und Übergang von der Schule in
Beruf / Studium: Die sozialpädagogischen Fachkräfte wirken
im Rahmen des schulischen Konzepts für Berufsorientierung
oder Berufsvorbereitung mit.

4.4.4 Gestaltung des Ganztagsangebots: Die sozialpädagogi-
schen Fachkräfte wirken mit ihrer spezifischen sozialpädago-
gischen Kompetenz an der Gestaltung des außerunterrichtli-
chen Angebots im Rahmen des Ganztags mit.

4.4.5 Schulbezogene Hilfen: Sozialpädagogische Fachkräfte
unterstützen Schülerinnen und Schüler bei Lernproblemen,
insbesondere durch Stärkung der Persönlichkeit, und tragen so
zur Bewältigung der schulischen Anforderungen bei.

5.   Zusammenarbeit

Die sozialpädagogischen Fachkräfte tragen durch die Zusam-
menarbeit mit inner- und außerschulischen Partnern zur Er-
füllung der oben genannten Aufgaben bei.

5.1 Die sozialpädagogischen Fachkräfte arbeiten mit den
Be ratungslehrkräften zusammen. Ihre jeweiligen Aufgaben
(z. B. in multiprofessionellen Beratungsteams) werden in ei-
nem schulischen Beratungskonzept niedergelegt.

5.2 Die Niedersächsische Landesschulbehörde berät und un-
terstützt die Schulen. Die sozialpädagogischen Fachkräfte ar-
beiten dabei

5.2.1 mit den schulpsychologischen Dezernentinnen und De-
zernenten der Niedersächsischen Landesschulbehörde in der
personenbezogenen Beratung, wenn Aufgaben nach Nr. 2 des
Bezugserlasses zu c) betroffen sind, sowie

5.2.2 im Rahmen der Aufgaben der Prävention und der Ge-
sundheitsförderung mit den schulpsychologischen Fachdezer-
nentinnen und Fachdezernenten für Prävention und den Re-
gionalbeauftragten für Prävention und Gesundheitsförderung
der Niedersächsischen Landesschulbehörde zusammen.

5.3 Schule und die öffentlichen Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe sind im Rahmen ihrer Aufgaben zur Zusammenar-
beit verpflichtet (§ 25 Abs. 3 NSchG und § 81 SGB VIII). Die
sozialpädagogischen Fachkräfte stellen die enge Zusammen-

arbeit mit den öffentlichen und freien Trägern der Kinder-
und Jugendhilfe durch regelmäßigen Austausch sicher und
machen bei Bedarf auf die Angebote der Kinder- und Jugend-
hilfe aufmerksam. Die Gesamtverantwortung für die Zusam-
menarbeit zwischen Schule und Kinder- und Jugendhilfe liegt
bei der Schulleitung.

5.4 Sofern Kirchen und ggf. andere Religionsgemeinschaften
an Schulen mit Angeboten der Schulseelsorge / -pastoral prä-
sent sind, stimmen sich die sozialpädagogischen Fachkräfte
insbesondere bei der Gestaltung des Beratungsangebots mit
den Verantwortlichen ab.

5.5 Im Rahmen der Berufsorientierung und der Berufsvorbe-
reitung arbeiten die sozialpädagogischen Fachkräfte mit den
Beratungsfachkräften der Agenturen für Arbeit bzw. der Ju-
gendberufsagenturen zusammen.

5.6 Zu den weiteren Partnern für die Zusammenarbeit kön-
nen u.a. die Einrichtungen für Kultur, Sport, Sucht- und Dro-
genberatung, lokale Präventionsräte, die Polizei sowie das Ge-
sundheitsamt gehören.

5.7 Die Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern kann
durch die Bildungsregionen begleitet werden.

6.   Rahmenbedingungen

6.1 Die sozialpädagogischen Fachkräfte sind pädagogische
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 53 Abs. 1 NSchG. Sie
sind stimmberechtigte Mitglieder der Gesamtkonferenz einer
Schule nach § 36 Abs. 1 e NSchG.

6.2 Die Weisungsbefugnis für die sozialpädagogische Fach-
kraft liegt nach § 43 Abs. 2 NSchG bei der Schulleiterin oder
dem Schulleiter.

6.3 Die personenbezogene Beratung setzt ein Vertrauensver-
hältnis zwischen Ratsuchenden und Beratenden voraus. Dazu
gehört auch die notwendige Vertraulichkeit über den Inhalt
des Beratungsgesprächs. Staatlich anerkannte Sozialarbeite-
rinnen und Sozialarbeiter und staatlich anerkannte Sozial-
pädagoginnen und Sozialpädagogen sind nach § 203 Abs. 1
Nr. 5 StGB bzw. als Amtsträger nach § 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB
zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Verschwiegenheits-
pflicht wird dann nicht berührt, wenn die Schulleitung allge-
meine Informationen zur Tätigkeit der sozialpädagogischen
Fachkraft (z. B. Anzahl und Dauer von Beratungsgesprächen)
anfordert, um ihre Gesamtverantwortung für die Schule nach
§ 43 Abs. 1. NSchG erfüllen zu können. Die Regelungen des
Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz
(KKG) sind besonders zu beachten.

6.4 Die Aufsicht über die Schulen und damit auch über die
soziale Arbeit in schulischer Verantwortung wird durch die
Schulbehörden nach § 119 NSchG wahrgenommen.

6.5 Die übergeordneten Aufgaben der sozialen Arbeit in
schulischer Verantwortung werden in der Niedersächsischen
Landesschulbehörde durch Dezernentinnen und Dezernenten
für schulische Sozialarbeit wahrgenommen.

6.6 Die Angebote des Beratungs- und Unterstützungssys -
tems der Niedersächsischen Landesschulbehörde können von
den Schulen genutzt werden und stehen damit auch den so-
zialpädagogischen Fachkräften zur Verfügung.

6.7 Die Kosten für die sächliche Ausstattung für die sozial-
pädagogischen Fachkräfte tragen die Schulträger (§ 113 Abs. 1
NSchG).
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6.8 Für die Tätigkeit als sozialpädagogische Fachkraft an
Schulen ist in der Regel ein (Fach) Hochschulstudium als So-
zialpädagogin oder Sozialpädagoge bzw. Sozialarbeiterin oder
Sozialarbeiter (Diplom oder Bachelor) mit staatlicher Aner-
kennung oder eine gleichwertige Ausbildung erforderlich.

6.9 Die sozialpädagogischen Fachkräfte sind gehalten, sich
über die fachliche Entwicklung ihrer Aufgabe zu informieren
und fortzubilden. Fortbildungen im schulischen Interesse sind
im Rahmen des schulischen Fortbildungskonzeptes durch das
Schulbudget zu übernehmen.

7.   Dieser RdErl. tritt am 1.8.2017 in Kraft und mit Ablauf des
31.12.2022 außer Kraft. n

Einstellung von Lehrkräften an öffentlichen
berufsbildenden Schulen ohne eine für 
die Unterrichtstätigkeit in Niedersachsen 
vorgesehene abgeschlossene Lehramts-
ausbildung – Quereinstieg BBS
RdErl. d. MK v. 20.6.2017 – 41-84 002-Q – VORIS 22410 –

Bezug:    a)   RdErl. d. MK v. 23.2.2015 – Quereinstieg - (SVBl. S. 145) –
VORIS 22410 –

             b)  RdErl. d. MK v. 20.2.2014 – Sondermaßnahme BBS – (SVBl. 
S. 274), zuletzt geändert durch RdErl. v. 11.5.2017 (SVBl. S.
435) – VORIS 22410 –

             c)   RdErl. d. MK v. 29.2.2012 – Nichteignung – (SVBl. S. 223),
geändert durch RdErl. d. MK v. 23.2.2015 (SVBl. S. 149) – VO-
RIS 22410 –

             d)  RdErl. d. MK v. 28.8.2012 – Qualifizierung – (SVBl. S. 509) 
– VORIS 20411 –

             e)   RdErl. d. MK v. 12.5.2011 – Auswahlverfahren (SVBl. S. 186) 
– VORIS 22410 –

             f)   RdErl. d. MK v. 20.6.2017 - Einstellungsverfahren Querein-
stieg – (SVBl. S. 433) – VORIS 22410 –

             g)  RdErl d. MK v. 29.7.2011 – Einstellungserlass – (SVBl S. 271) 
– VORIS 22410 –

Landesweit kann der Bedarf an Lehrkräften für den Theorie-
unterricht an berufsbildenden Schulen nicht mit Lehrkräften
gedeckt werden, die grundständig für das Lehramt an berufs-
bildenden Schulen oder für das Lehramt an Gymnasien ausge-
bildet wurden. Dabei gibt es regionale und fächerspezifische
Besonderheiten. 

Der Personenkreis der Bewerberinnen und Bewerber um Ein-
stellung als Lehrkraft für den Theorieunterricht wird durch
den „Quereinstieg“ auch für einen aufgrund einer anderweiti-
gen Hochschulausbildung qualifizierten Personenkreis geöff-
net. 

1   Personenkreis

1.1 An berufsbildenden Schulen in Niedersachsen können
sich bewerben:

1.1.1 Bewerberinnen und Bewerber mit einer im Ausland
ab geschlossenen, jedoch in Niedersachsen nicht als gleich-
wertig anerkannten Lehrerausbildung für die Lehrämter an
berufsbildenden Schulen oder an Gymnasien, deren Ausbil-
dung mindestens eine berufliche Fachrichtung oder ein Un-
terrichtsfach zugeordnet werden kann, aber

     a) die noch kein Verfahren zur Anerkennung ihrer im Aus-
land absolvierten Lehrerausbildung angestrebt oder ab-
geschlossen haben

     b) die bereits in Niedersachsen als Lehrkraft tätig waren
und den im Rahmen eines Anerkennungsverfahrens ge-
forderten Anpassungslehrgang bzw. die geforderte Eig-
nungsprüfung nicht absolviert haben 

     c) bei denen im Rahmen eines Anerkennungsverfahrens
festgestellt wurde, dass für eine Anerkennung / Gleich-
stellung nur noch fachwissenschaftliche oder fachdi-
daktische Anteile eines zweiten Faches fehlen. 

1.1.2 Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolventen,
deren fachwissenschaftliche Ausbildung qualitativ und quan-
titativ 

     a) mindestens einer beruflichen Fachrichtung und einem
allgemeinen Unterrichtsfach, 

     b) ausschließlich einer beruflichen Fachrichtung,

     c) zwei Unterrichtsfächern entsprechend den fachwissen-
schaftlichen Anforderungen für das Lehramt an Gym-
nasien oder 

     d) ausschließlich einem Unterrichtsfach, das Bestandteil
der Stundentafel an berufsbildenden Schulen ist,

zugeordnet werden kann.

1.2 Personen, deren Nichteignung für eine Tätigkeit im
Schul dienst bereits gemäß Bezugserlass zu c) festgestellt
wurde, sind nicht bewerbungsfähig.

Zudem sind Personen, die eine Eignungsprüfung oder einen
Anpassungslehrgang endgültig nicht erfolgreich beendet ha-
ben, ebenfalls nicht bewerbungsfähig.

Dies gilt auch für Einstellungen für Vertretungstätigkeiten
oder Tätigkeiten aus dem Budget der Schule. 

1.3 Bewerberinnen und Bewerber mit nichtdeutscher Mut-
tersprache müssen für den Lehrerberuf ausreichende Deutsch -
kenntnisse in Wort und Schrift (Niveaustufe C2 des Gemein-
samen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen) nach-
weisen.

2   Bewerbung um Einstellung für befristete Verträge

Für befristete Einstellungen von Lehrkräften zur Erteilung
von Unterricht in allen Schulformen gem. § 5 Abs 2 Nieder-
sächsisches Schulgesetz (NSchG) an berufsbildenden Schulen,
die aus dem Budget der Schulen finanziert werden, sowie für
befristete Vertretungsverträge können sich zur Erteilung von
Unterricht Personen aus dem unter Nr. 1 genannten Personen-
kreis bewerben. 

3   Art des Hochschulabschlusses 

Bewerbungen um Stellen an berufsbildenden Schulen, die
entweder für das Lehramt an berufsbildenden Schulen oder
für das Lehramt an Gymnasien bekannt gegeben sind, erfor-
dern einen der folgenden Hochschulabschlüsse: 

a)   Universitäres Diplom, Magister oder akkreditierten Master,
außer Master of Education

b)   Master of Education oder Erste Staatsprüfung für das
Lehramt an Gymnasien oder für das Lehramt an berufsbil-
denden Schulen.
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Orientierungsrahmen 
Kooperation soziale Arbeit in schulischer Verantwortung  
und Kinder- und Jugendhilfe 
 
 
1.  Präambel 

Das Niedersächsische Kultusministerium will 
mit der sozialen Arbeit in schulischer Verant-
wortung die Voraussetzungen schaffen, um so-
zialpädagogische Kompetenz in den Schulen 
zu verankern und eine langfristige Kooperation 
mit der Kinder- und Jugendhilfe zu ermöglichen.  

Der folgende „Orientierungsrahmen Koopera-
tion soziale Arbeit in schulischer Verantwortung 
und Kinder- und Jugendhilfe“ soll den RdErl. 
des Niedersächsischen Kultusministeriums  
„Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung“ 
vom 1.8.2017 ergänzen und die Zusammenar-
beit mit den Trägern der Kinder- und Jugend-
hilfe festschreiben und weiterentwickeln. 

Soweit neben der sozialen Arbeit in schulischer 
Verantwortung unterstützend auch Angebote 
der Kinder- und Jugendhilfe mit schulischem 
Bezug (z. B. Jugendarbeit und Jugendsozialar-
beit) ausgeführt werden, kann der folgende 
Rahmen auch als Orientierung dienen. 

Dieser Orientierungsrahmen richtet sich in ers-
ter Linie an die kommunalen und schulischen  
Verantwortlichen. 

Die Kooperation mit der Kinder- und Jugend-
hilfe soll auch bei solchen Schulen sicherge-
stellt werden, die noch nicht über sozialpädago-
gische Fachkräfte verfügen. Hierfür kann der 
folgende Orientierungsrahmen dienen. 

2.  Zusammenarbeit 

Schule und Kinder- und Jugendhilfe haben  
jeweils spezifische Aufgaben, die sich in vielfäl-
tiger Weise überschneiden. Sowohl die Schule 
wie auch die Kinder- und Jugendhilfe haben im 
Wesentlichen die gleiche Zielgruppe. 

Um jungen Menschen gute Bedingungen für ihr 
Aufwachsen zu ermöglichen und sie bei der 
Entwicklung einer eigenständigen Persönlich-
keit zu unterstützen, sind die Schule und die 
Kinder- und Jugendhilfe auf eine enge Zusam-
menarbeit angewiesen. Die Schule und die  
Kinder- und Jugendhilfe haben neben den  
Erziehungsberechtigten das gemeinsame Ziel, 
die Erziehung und Bildung von jungen Men-
schen zu fördern. 

 

Kinder- und Jugendhilfe und Schule arbeiten 
eng zusammen, da sie das gemeinsame Ziel 
verfolgen, gute Rahmenbedingungen für das 
Aufwachsen junger Menschen zu gestalten.  
Gemeinsam mit den Erziehungsberechtigten 
sind sie verantwortlich, Bildung und Erziehung  
zu fördern. 

Sowohl die Schule wie auch die öffentlichen 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe sind gesetz-
lich zur Zusammenarbeit mit solchen Einrich-
tungen verpflichtet, die sich auf die Lebenssitu-
ation der jungen Menschen auswirken:  

 Die Schulen sind durch § 25 Abs. 3 des Nie-
dersächsischen Schulgesetzes (NSchG) zur 
Zusammenarbeit mit den Trägern der öffent-
lichen und freien Kinder- und Jugendhilfe 
verpflichtet. 

 Für die Träger der öffentlichen Kinder- und 
Jugendhilfe werden die Schulen und Schul-
verwaltungen durch § 81 des Sozialgesetz-
buches VIII (SGB VIII) als verpflichtende  
Kooperationspartner benannt. 

Die Schule wird für junge Menschen immer 
mehr zu einem Lebensort. Durch den Ausbau 
des Ganztagsschulbetriebs mit seinen außerun-
terrichtlichen Angeboten sind vielfältige Formen 
der Zusammenarbeit zwischen Schulen und  
außerschulischen Partnern entwickelt und ver-
stärkt worden. Zu den außerschulischen Part-
nern gehören auch öffentliche und freie Träger 
der Kinder-und Jugendhilfe. Gleichzeitig steigen 
die gesellschaftlichen Erwartungen an den  
Erziehungsauftrag der Schulen. 

Die Zusammenarbeit braucht verlässliche und 
dauerhafte Strukturen, die kontinuierlich von  
beiden Seiten gepflegt und nicht erst anlass- 
bezogen aktiviert werden. 
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3.  Aufgaben sozialer Arbeit in  
 schulischer Verantwortung 

Der Erlass für soziale Arbeit in schulischer Ver-
antwortung des Niedersächsischen Kultusmi-
nisteriums legt den Schwerpunkt auf Maßnah-
men: 

 die sich an alle Schülerinnen und Schüler 
richten 

 einen präventiven Ansatz verfolgen  
 die vorrangig auf innerschulische Aufgaben 

eingehen 

Die unmittelbaren Aufgabenschwerpunkte der 
sozialen Arbeit in schulischer Verantwortung er-
geben sich aus den jeweiligen Anforderungen 
in den einzelnen Schulen bzw. Schulformen. 
Die hier genannten Aufgaben stellen Eckpunkte 
dar.  

Die Aufgaben der sozialen Arbeit in schulischer 
Verantwortung können sein:  

 Stärkung der sozialen Kompetenz der Schü-
lerinnen und Schüler 

 Beratung und Begleitung einzelner Schüle-
rinnen und Schüler 

 Beratung der Schulleitung, des Lehrerkolle-
giums sowie der Eltern 

 Förderung Partizipation und Demokratie 
 Gestaltung der inklusiven Schule 
 Netzwerkarbeit mit außerschulischen Part-

nern  
 Maßnahmen zur Integration 
 Interkulturelle Angebote 
 Maßnahmen zur Berufsorientierung 
 Maßnahmen bei Schulverweigerung / Schul-

absentismus 
 Durchführung von Präventionsprojekten mit 

unterschiedliche Themen  
 Mitgestaltung des Ganztagsangebots 

Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung ist 
ein wichtiges Bindeglied zwischen Schule und 
Kinder- und Jugendhilfe. Die Gesamtverantwor-
tung für die Kooperation mit der Kinder- und  
Jugendhilfe liegt bei der Schulleitung. 

4.  Themenfelder der Zusammenarbeit 

Eine dauerhafte Zusammenarbeit dient allen 
Kooperationspartnern. Die Schule kann durch 
die Kinder- und Jugendhilfe sozialpädagogische 
Beratung und Unterstützung, insbesondere bei 
Schülerinnen und Schülern mit besonderen und 
individuellen Problemlagen, erhalten. Die 
Schule muss erkennen, wann ihre (sozial-) 
pädagogischen Möglichkeiten enden und wann 
externe Stellen (z.B. bei Kindeswohlgefähr-
dung) hinzugezogen werden sollten oder hinzu-
gezogen werden müssen.  

Die Kinder- und Jugendhilfe kann durch eine 
abgestimmte dauerhafte Zusammenarbeit mit 
der Schule frühzeitig von Bedarfs- und Prob-
lemsituationen bei jungen Menschen erfahren 
und entsprechend reagieren. Probleme von  
jungen Menschen äußern sich zwar häufig in 
Schule, sind aber oft dort nicht entstanden. Sie 
resultieren aus Erfahrungen der Lebenswelt der 
jungen Menschen z.B. in der Familie, Freizeit  
oder im Freundeskreis. Die Schule kann inso-
fern die präventive Funktion eines wirkungsvol-
len „Frühwarnsystems“ erfüllen, so dass recht-
zeitig niedrigschwellige Angebote oder Maß-
nahmen der Kinder- und Jugendhilfe greifen 
können. 

Kindeswohlgefährdung 

Die in der Schule tätigen Lehr- und sozialpäda-
gogischen Fachkräfte sollen das Jugendamt 
entsprechend den Regelungen von § 4 des  
Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz (KKG) informieren, wenn ihnen 
die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen im Rahmen ihrer Tätigkeit be-
kannt wird. Sie haben Anspruch auf Beratung 
durch das Jugendamt, um die Einschätzung  
einer Kindeswohlgefährdung im Rahmen ihrer 
Tätigkeit vornehmen zu können. 

Bei der Einschätzung der Kindeswohlgefähr-
dung soll das Jugendamt die sozialpädagogi-
schen Fachkräfte der Schulen einbeziehen  
(§ 8a SGB VIII). 

Ergreift das Jugendamt Maßnahmen zur Ab-
wendung der Gefährdung des Kindeswohls, 
soll unter Beachtung der datenschutzrechtli-
chen Bestimmungen und der Vorgaben des 
SGB VIII ein Austausch mit der zuständigen 
Schule erfolgen.  
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Erzieherische Hilfen 

Sofern in der Schule Anzeichen dafür erkenn-
bar sind, dass einzelfallbezogene Maßnahmen 
der Kinder- und Jugendhilfe erforderlich sein 
könnten, soll das zuständige Jugendamt hier-
über informiert werden. Die Feststellung eines 
Hilfebedarfes obliegt dem Jugendamt. Es soll 
im Zuge der Hilfeplanerstellung (§ 36 Abs. 2 
SGB VIII) die sozialpädagogischen Fachkräfte 
der Schule einbeziehen. Dabei sind die Vorga-
ben des Datenschutzes zu beachten. 

Einzelfallbezogene Maßnahmen für junge Men-
schen, die nicht im schulischen Kontext gelöst 
werden können, sind insbesondere: 

 Feststellung oder Drohung einer seelischen 
Behinderung (§ 35a SGB VIII) 

 Inobhutnahme eines jungen Menschen  
(§ 42 SGB VIII) 

 Gewährung von Leistungen gemäß § 27ff. 
SGB VIII 

Darüber hinaus können in folgenden Themen-
feldern der Kinder- und Jugendhilfe Vereinba-
rungen und Absprachen über Kooperationen 
mit der Schule getroffen werden: 

Jugendarbeit / Jugendpflege: 
 Planung und Durchführung von Freizeitan-

geboten im Rahmen der Jugendarbeit 
 Kooperation im Rahmen des schulischen 

Ganztagsangebotes 

Hortbetreuung 
 Kooperation von Hort und Ganztagsschule 

Jugendsozialarbeit 
 Maßnahmen beim Übergang von der Schule 

in den Beruf 
 Gemeinsame Berufsorientierungsmaßnahmen 
 Maßnahmen der sozialen Integration (z.B. 

für junge Migrant/-innen) 
 Maßnahmen der alternativen Schulpflichter-

füllung (§ 69 NSchG) 

Kinder- und Jugendschutz 
 Maßnahmen des erzieherischen Kinder- und 

Jugendschutzes (z.B. Sucht-, Mobbing- und 
Gewaltprävention) 

5.  Formen der Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit zwischen Schule und  
Kinder- und Jugendhilfe soll auf Dauer angelegt 
und vertrauensvoll sein.  

Die Zusammenarbeit kann durch unterschiedli-
che Maßnahmen abgesichert werden: 

Verbindliche Ansprechpartnerinnen und  
-partner 

In jeder Schule und in jedem Jugendamt sind 
verbindliche Ansprechpartnerinnen und -partner 
zu benennen. Sie haben die Aufgabe, Kontakte 
herzustellen und Informationen zu vermitteln. 

Die Schulleitungen sind für die Sicherstellung 
der Zusammenarbeit mit dem Jugendamt zu-
ständig. Die Aufgabe wird von der sozialpädago-
gischen Fachkraft der Schule, sofern die Schule 
über eine solche verfügt, wahrgenommen. 

Die örtlichen Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe soll Ansprechpartner/-innen für die Schu-
len benennen. Die Aufgabe kann auch auf an-
dere kommunale Träger übertragen werden. 

Gesprächsforen 

Das Jugendamt (Jugendhilfeausschuss und 
Verwaltung) ist verantwortlich für die Sicherstel-
lung der lokalen Kooperation. Es kann die 
Schulen mit ihren Ansprechpartner/-innen für 
die Kinder- und Jugendhilfe zu einem Ge-
sprächsforum regelmäßig einladen, in dem 
grundsätzliche Fragen der Zusammenarbeit 
(z.B. gemeinsame Veranstaltungen, Fortbildun-
gen oder Vorträge) besprochen und Informatio-
nen weitergegeben werden. Die Aufgabe kann 
auch auf andere kommunale oder freie Träger 
übertragen werden. In die Durchführung der 
Gesprächsforen können die Bildungsregionen 
einbezogen werden. 

Die Regionalabteilungen der Niedersächsi-
schen Landesschulbehörde laden regelmäßig 
die Jugendämter ihres Zuständigkeitsbereichs 
zu einem Gesprächsforum ein, in dem grund-
sätzliche Fragen der Zusammenarbeit bespro-
chen und Informationen weitergegeben werden. 

Auf Landesebene wird durch das Niedersächsi-
sche Kultusministerium ein regelmäßiges Ge-
sprächsforum zum Thema Schule und Kinder- 
und Jugendhilfe eingerichtet. Diesem gehören 
in jedem Fall Vertreter/-innen des Niedersächsi-
schen Sozialministeriums, weiterer Landesbe-
hörden, des Niedersächsischen Landesjugend-
hilfeausschusses sowie der kommunalen Spit-
zenverbände Niedersachsens an. 
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Verbindliche Regelung 

Die Zusammenarbeit zwischen sozialer Arbeit 
in schulischer Verantwortung und den öffentli-
chen und freien Trägern der Kinder-und Ju-
gendhilfe wird schulseitig durch den Erlass des  
Niedersächsischen Kultusministeriums für die 
soziale Arbeit in schulischer Verantwortung  
geregelt. 

Die Zusammenarbeit wird auf kommunaler 
Ebene seitens der Kinder- und Jugendhilfe 
durch eine Empfehlung der kommunalen  
Spitzenverbände unterstützt. 

Schriftliche Vereinbarung 

Auf kommunaler Ebene wird angestrebt,  
Kooperationsvereinbarungen zu schließen,  
die zumindest beinhalten: 

 die o. g. Themenfelder 
 Ablauf, Rhythmus und Organisation der  

Besprechungen 
 Abläufe bei Fällen nach § 8a SGB VIII 
 Verantwortungsklärung 

Nutzung der örtlichen Strukturen, wie  
Arbeitskreise, Netzwerke etc. 

Zudem kann zur Organisation der Zusammen-
arbeit der örtliche Netzwerkorganisator genutzt  
werden. 

 

 

Der Orientierungsrahmen wurde erarbeitet von: 

 Niedersächsisches Kultusministerium 

 Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

 Niedersächsischer Landesjugendhilfeausschuss 

 Niedersächsischer Landkreistag 

 Niedersächsischer Städtetag 

 Niedersächsischer Städte- und Gemeindebund 

 Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen e.V. 

Hannover, November 2017 

 
  

 
 

 

 

 

 



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß Verwaltungshandreichung zur 
Förderung der Jugendarbeit 
 
 
Sachverhalt: 
 
In den Anlagen 1 bis 3 sind die Anträge auf einen Zuschuss für den Bau und die Einrichtung 
von Jugendräumen dargestellt.  
 
Die Voraussetzungen einer Förderung nach der Verwaltungshandreichung „Förderung der 
Jugendarbeit“ liegen vor. 
 
− Die Anträge sind fristgemäß eingegangen, alle notwendigen Unterlagen liegen vor. 
− Die Antragsteller haben ihren Sitz im Landkreis Rotenburg (Wümme) und es handelt sich 

um anerkannte Träger der Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII bzw. um kreisangehörige 
Kommunen 

− Die fachlichen Voraussetzungen sind erfüllt (Bezug zu § 11 SGB VIII, Nutzungskonzept mit 
Benennung von Zielgruppe und Zeilen liegt vor) 

− Die Vereinbarungen zur Umsetzung des Schutzauftrages nach § 8a und § 72a SGB VIII 
sind geschlossen. 

− Die Kostenschätzung und die Finanzierungspläne sind plausibel. Die Träger bieten die 
Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der Mittel. 

− Der Anteil der zu erbringenden Eigenleistung beträgt i. d. R. mindestens 25% der 
förderfähigen Ausgaben. 

− Der Zuschuss beträgt maximal 20% der anerkannt notwendigen und durch die beabsichtigte 
jugendpflegerische Nutzung bedingten Kosten, wobei der Zuschuss pro Maßnahme 
maximal 20.000 € beträgt.  

 
Die Voraussetzungen einer Förderung nach der Verwaltungshandreichung „Förderung der 
Jugendarbeit“ (Nr. 1.2.6) liegen vor. Der Gesamtzuschussbedarf für das Jahr 2020 beläuft sich 
auf voraussichtlich 36.380 €. Im Haushaltsplan 2020 wurden 30.900 € für die Anträge 1 – 3 
veranschlagt, ein Mehrbedarf in Höhe von 5.480 € für Antrag 3 hat sich erst nach Aufstellung 
ergeben. 
 

 

Besch l ussvor lage  
Jugendamt  

Tagesordnungspunkt:  6 
 

 
Drucksachen-Nr.:  2016-21/0814 

Status:         öffentlich 

Datum:     01.11.2019 
 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

12.11.2019 Jugendhilfeausschuss 

05.12.2019 Kreisausschuss 
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Beschlussvorschlag: 
 

1. Dem Förderantrag der Stadt Zeven wird gem. der Verwaltungshandreichung 
„Förderung der Jugendarbeit“ mit maximal 20.000 € zugestimmt. 

 
2. Dem Förderantrag der Stadt Bremervörde wird gem. der 

Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ mit maximal 900 € 
zugestimmt.  

 
3. Dem Förderantrag der Freien evangelischen Gemeinde Bremervörde wird 

gem. der Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ mit maximal 
15.480 € zugestimmt. 

 
 
 
 
Luttmann 
 



 
 
Anlage 1 
 
Jugendhilfeausschuss am 12.11.2019 
 
TOP 6: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“  
 
 
 
Antragsteller: Stadt Zeven 
  
Maßnahme: Ersteinrichtung des neuen Jugendzentrums Zeven 
  
Erläuterung: Das Jugendzentrum Zeven zieht in das ehemalige Haus der Jugend 

in die Bäckerstraße um. Dort steht dann eine größere Nutzfläche mit 
einem vielfältigeren Raumangebot zur Verfügung. Neben dem 
vorhandenen Inventar aus dem alten Jugendzentrum Alter Bahnhof, 
das mitgenommen werden soll, sind erhebliche Neuanschaffungen 
für die Einrichtung des Jugendzentrums notwendig.  

 
Finanzierung: Kosten: 106.803 €                                   
 gem. Verwaltungshandreichung anzuerkennen: 106.803 €       
 beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung: 

 
 

20.000 € 
 
Beschlussvorschlag: Die Neueinrichtung des neuen Jugendzentrums der Stadt Zeven 

wird gem. der Verwaltungshandreichung „Förderung der 
Jugendarbeit“ mit maximal 20.000 € gefördert. Die Haushaltsmittel 
werden im Jahr 2020 bereitgestellt. 

 

jochen.twiefel
Schreibmaschinentext
zu TOP 6







































 
 
Anlage 2 
 
Jugendhilfeausschuss am 12.11.2019 
 
TOP 6: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“  
 
 
 
Antragsteller: Stadt Bremervörde 
  
Maßnahme: Einrichtung eines Schulungsraums für die Jugendfeuerwehr 

Hesedorf 
  
Erläuterung: Im Jahr 2018 wurde mit dem Neubau eines Feuerwehrgerätehauses 

in Hesedorf begonnen. Von den drei errichteten Schulungsräumen 
soll einer durch die Jugendfeuerwehr für die Brandschutzerziehung 
und Ausbildung genutzt werden.  
Für den Raum sollen Tische, Stühle, ein Sideboard, ein Schrank 
sowie ein Active Board (modernes Tafelsystem) angeschafft werden. 
Die Jugendfeuerwehr Hesedorf hat z. Z. neun aktive Mitglieder im 
Alter von 10 – 16 Jahren. Es besteht zudem eine Kinderfeuerwehr, 
aus der heraus die Kinder nach und nach in die Jugendfeuerwehr 
wechseln sollen. 

 
Finanzierung: Kosten: 4.500 €                                   
 gem. Verwaltungshandreichung anzuerkennen: 4.500 €       
 beantragte und gem. Verwaltungshandreichung 

mögliche Förderung: 

 
 

900 € 
 
Beschlussvorschlag: Die Einrichtung eines Schulungsraumes für die Jugendfeuerwehr 

Bremervörde-Hesedorf  wird gem. der Verwaltungshandreichung 
„Förderung der Jugendarbeit“ mit maximal 900 € gefördert. Die 
Haushaltsmittel werden im Jahr 2020 bereitgestellt. 

 

jochen.twiefel
Schreibmaschinentext
zu TOP 6



















 
 
Anlage 3 
 
Jugendhilfeausschuss am 12.11.2019 
 
TOP 6: Förderanträge auf Gewährung von Zuschüssen gemäß 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ (Nr. 1.2.6) 
 
 
 
Antragsteller: Freie evangelische Gemeinde Bremervörde (FeG) 
  
Maßnahme: Umbau des Gemeindehauses der FeG Bremervörde 

(Barrierefreiheit)  
  
Erläuterung: Das Gemeindehaus der FeG Bremervörde befindet sich seit 1972 in 

dem Gebäude an der Alten Straße in Bremervörde. Aufgrund von 
drei Ebenen im Gebäude ist es allerdings nicht barrierefrei. So 
liegen die Sanitäranlagen im Keller, der Eingangsbereich und das 
Foyer sind nicht auf einer Ebene mit den übrigen Räumen. 
Das Gemeindehaus wird durch verschiedene Kinder- und 
Jugendgruppen der Gemeinde (Kindergottesdienst, Jugendgruppe, 
Pfadfinder, Biblischer Unterricht) sowie durch fünf verschiedene 
Gruppen für Erwachsene regelmäßig genutzt. Nach Auskunft der 
Gemeinde wird das Gebäude zu etwa 30 % von Kindern und 
Jugendlichen und zu etwa 70 % von Erwachsenengruppen genutzt. 
Dieser Anteil ist auch für die Berechnung der anteiligen Kosten 
zugrunde zu legen. 
.  
258.000 € x 30 % = 77.400 € 

 
Finanzierung: Gesamtkosten: 258.000 € 

                                   
 Anteilige Kosten (jugendpflegerische Nutzung) 77.400 € 

       
 davon 20 % beantragte und gem. 

Verwaltungshandreichung Nr. 1.2.6 Abs. 1 Satz 1 
maximal mögliche Förderung: 

 
 

15.480 € 

 
Beschlussvorschlag: Der barrierefreie Umbau des Gemeindehauses der Freien 

evangelischen Gemeinde Bremervörde  wird gem. der 
Verwaltungshandreichung „Förderung der Jugendarbeit“ mit 
maximal 15.480 € gefördert. Die Haushaltsmittel werden im Jahr 
2020 bereitgestellt. 

 

jochen.twiefel
Schreibmaschinentext
zu TOP 6











 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Haushaltsplan 2020, Teilhaushalt 5 – Jugend - 
 
Sachverhalt: 
 
Gegenstand der Haushaltsberatungen im Jugendhilfeausschuss sind die Planansätze für die 
folgenden Produkte:  
 

31.5.02  Frauenhaus 
34.1.01  Unterhaltsvorschussleistungen 
36.1.01  Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege 
36.2.01  Jugendarbeit 
36.3.01  Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
36.3.02  Förderung der Erziehung in der Familie 
36.3.03  Hilfe zur Erziehung 
36.3.04  Hilfen für junge Volljährige 
36.3.05  Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 
36.3.06  Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche  Verfahren 
36.3.07  Verwaltung der Jugendhilfe 
36.5.01  Tageseinrichtungen für Kinder 
36.7.01  Erziehungsberatungsstelle 

 
Der entsprechende Auszug des Haushaltsplanentwurfs ist der Einladung beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Für die weiteren Beratungen zum Haushaltsplan 2020 werden die Planansätze 
der vorgenannten Produkte mit den in der Sitzung besprochenen Änderungen 
empfohlen. 

 
 
Luttmann 
 

 

Besch l ussvor lage  
Jugendamt  

Tagesordnungspunkt:  8 
 

 
Drucksachen-Nr.:  2016-21/0812 

Status:         öffentlich 

Datum:     01.11.2019 
 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

12.11.2019 Jugendhilfeausschuss 

04.12.2019 Finanzausschuss 

05.12.2019 Kreisausschuss 

13.12.2019 Kreistag 

   

   

   



Teilhaushalt 5
zugeordnete Produkte Kostenstelle Produkt P.Gruppe P.Bereich Seite

Frauenhaus 51 31.5.02 315 31 301 - 303

Unterhaltsvorschussleistungen 51 34.1.01 341 34 304 - 306

Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und Tagespflege

51 36.1.01 361 36 307 - 309

Jugendarbeit 51 36.2.01 362 36 310 - 312

Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- 
und Jugendschutz

51 36.3.01 363 36 313 - 315

Förderung der Erziehung in der Familie 51 36.3.02 363 36 316 - 318

Hilfe zur Erziehung 51 36.3.03 363 36 319 - 321

Hilfen für junge Volljährige 51 36.3.04 363 36 322 - 324

Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 51 36.3.05 363 36 325 - 327

Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, 
Vormundschaft, gerichtliche Verfahren

51 36.3.06 363 36 328 - 330

Verwaltung der Jugendhilfe 51 36.3.07 363 36 331 - 333

Tageseinrichtungen für Kinder 51 36.5.01 365 36 334 - 336

Erziehungsberatungsstelle 51 36.7.01 367 36 337 - 339

Ziele des Teilhaushaltes
Positive Rahmenbedingungen für Familien ausbauen; Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Stärkung und Erhalt der Erziehungskompetenzen von Eltern. Weiterentwicklung eines Netzwerkes früher Hilfen.  
Ausbau von präventiven niedrigschwelligen Angeboten im Landkreis. 
Förderung der individuellen Entwicklung junger Menschen und Abbau von sozialen Benachteiligungen 
Steuerung der Maßnahmen und Hilfen unter fachlichen und finanziellen Gesichtspunkten 
Sicherstellung des Schutzes von Minderjährigen vor Kindeswohlgefährdungen 
Aufbau und Entwicklung des Jugendhilferahmenkonzeptes. Gestaltung des demografischen Wandels. 

Verantwortliche Organisationseinheit
Dezernat III

Verantwortliche Person(en)
Imke Colshorn

jochen.twiefel
Schreibmaschinentext
zu TOP 8



Teilhaushalt 5
Teilergebnishaushalt 2020

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

1.466.906 2.058.000 2.220.000 2.264.200 2.310.700 2.357.400

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 1.048 1.100 1.100 1.100 1.100 1.100

4. sonstige Transfererträge 1.827.231 2.241.600 2.232.500 2.277.100 2.323.800 2.370.800

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

1.323 500 1.000 1.000 1.000 1.000

6. privatrechtliche Entgelte 275 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 7.840.088 6.673.800 6.223.600 6.348.000 6.478.600 6.609.400

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 58.586 500 500 500 500 500

12. = Summe ordentliche Erträge 11.195.456 10.975.500 10.678.700 10.891.900 11.115.700 11.340.200

13. Personalaufwendungen 5.544.892 5.977.000 6.247.300 6.369.000 6.500.100 6.631.400

14. Versorgungsaufwendungen 2.335 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 7.145 19.200 8.200 8.300 8.400 8.500

16. Abschreibungen 189.105 130.300 126.000 126.000 126.000 126.000

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 33.222.925 34.757.900 37.096.200 37.837.800 38.616.400 39.395.600

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 909.716 1.027.800 862.800 879.800 897.700 915.800

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 39.876.118 41.912.200 44.340.500 45.220.900 46.148.600 47.077.300

21. = ordentliches Ergebnis -28.680.662 -30.936.700 -33.661.800 -34.329.000 -35.032.900 -35.737.100

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -28.680.662 -30.936.700 -33.661.800 -34.329.000 -35.032.900 -35.737.100

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 2.108.584 2.390.300 2.457.100 2.504.400 2.551.600 0

Saldo ILV -2.108.584 -2.390.300 -2.457.100 -2.504.400 -2.551.600 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -30.789.246 -33.327.000 -36.118.900 -36.833.400 -37.584.500 -35.737.100



Teilhaushalt 5
Teilfinanzhaushalt 2020

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen (außer 
für Investitionstätigkeit)

1.745.424 2.058.000 2.220.000 2.264.200 2.310.700 2.357.400

3. sonstige Transfereinzahlungen 1.864.837 2.241.600 2.232.500 2.277.100 2.323.800 2.370.800

4. öffentlich-rechtliche Entgelte (außer Beitr. u. ähnl. 
Entgelte f. Inv.-Tätigkeit)

1.700 500 1.000 1.000 1.000 1.000

5. privatrechtliche Entgelte (außer für 
Investitionstätigkeit)

275 0 0 0 0 0

6. Kostenerstattungen und Kostenumlagen (außer 
für Investitionstätigkeit)

8.013.226 6.673.800 6.223.600 6.348.000 6.478.600 6.609.400

7. Zinsen und ähnliche Einzahlungen 0 0 0 0 0 0

8. Einz. a. d. Veräußerung geringwert. VermGG 0 0 0 0 0 0

9. sonstige haushaltswirksame Einzahlungen 1.969 500 500 500 500 500

10. = Summe d. Einz. aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

11.627.431 10.974.400 10.677.600 10.890.800 11.114.600 11.339.100

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

11. Personalauszahlungen 5.397.929 5.813.500 6.071.100 6.189.700 6.317.100 6.444.800

12. Versorgungsauszahlungen 0 0 0 0 0 0

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 
und für den Erwerb geringw. 
Vermögensgegenstände

7.065 19.200 8.200 8.300 8.400 8.500

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen 0 0 0 0 0 0

15. Transferauszahlungen (außer für 
Investitionstätigkeit)

33.495.984 34.757.900 37.096.200 37.837.800 38.616.400 39.395.600

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 798.237 1.027.800 862.800 879.800 897.700 915.800

17. = Summe d. Ausz. aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

39.699.214 41.618.400 44.038.300 44.915.600 45.839.600 46.764.700

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -28.071.783 -30.644.000 -33.360.700 -34.024.800 -34.725.000 -35.425.600

Einzahlungen für Investitionstätigkeit 

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit 4.000 0 0 0 0 0

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigk. 0 0 0 0 0 0

21. Veräußerung von Sachvermögen 0 0 0 0 0 0

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen 0 0 0 0 0 0

23. sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0

24. = Summe d. Einz. für Investitionstätigkeit 4.000 0 0 0 0 0

Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

25. Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 0 0 0 0 0 0

26. Baumaßnahmen 0 0 0 0 0 0

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 0 0 0 0 0 0

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen 0 0 0 0 0 0

29. Aktivierbare Zuwendungen 600.945 20.000 426.000 0 0 0

30. sonstige Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0

31. = Summe d. Ausz. für Investitionstätigkeit 600.945 20.000 426.000 0 0 0

32. Saldo aus Investitionstätigkeit -596.945 -20.000 -426.000 0 0 0

33. Finanzmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 
(Summe Zeile 18 u. 32)

-28.668.728 -30.664.000 -33.786.700 -34.024.800 -34.725.000 -35.425.600



Teilhaushalt 5
Teilfinanzhaushalt 2020

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 

34. Einz.; Aufn. v. Kred. u. inneren Darl. für 
Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

35. Ausz.; Tilg. v. Kred. u. Rückz. v. inn. Darl. für 
Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit (Saldo aus 
Zeile 34 u. 35)

0 0 0 0 0 0

37. = Finanzmittelveränderung (Summe der 
Zeilen 33 u. 36)

-28.668.728 -30.664.000 -33.786.700 -34.024.800 -34.725.000 -35.425.600



Produkt 31.5.02 Frauenhaus

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 31.5.02 Frauenhaus
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

96.850 90.000 90.000 91.800 93.600 95.500

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 25 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 96.875 90.000 90.000 91.800 93.600 95.500

13. Personalaufwendungen 196.159 209.500 214.400 218.600 223.000 227.500

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 1.200 1.200 1.200 1.200 1.200

16. Abschreibungen 67 100 100 100 100 100

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 17.027 4.800 6.800 6.800 6.800 7.000

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 213.253 215.600 222.500 226.700 231.100 235.800

21. = ordentliches Ergebnis -116.378 -125.600 -132.500 -134.900 -137.500 -140.300

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -116.378 -125.600 -132.500 -134.900 -137.500 -140.300

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 61.675 87.900 90.400 92.100 93.900 0

Saldo ILV -61.675 -87.900 -90.400 -92.100 -93.900 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -178.054 -213.500 -222.900 -227.000 -231.400 -140.300



Produkt 31.5.02 Frauenhaus

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 3,18 3,18

Erläuterungen
Zeile 2: Zuwendungen vom Land für das Frauenhaus und die Beratungsstelle BISS - Richtlinie, Spenden 
Zeile 15: Ausstattung (Bürobedarf, etc.) 
Zeile 19: Aufwendungen für den Betrieb 



Produkt 34.1.01 Unterhaltsvorschussleistungen

Produktbeschreibung
Finanzielle Unterstützung von Minderjährigen, die von einer unterhaltspflichtigen Person keine entsprechenden  
Leistungen erhalten 

Auftragsgrundlage
Unterhaltsvorschussgesetz 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 34.1.01 Unterhaltsvorschussleistungen
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 565.139 1.131.600 892.500 910.300 929.000 947.800

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 3.199.667 4.023.800 3.423.600 3.492.000 3.563.900 3.635.800

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 16.523 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 3.781.328 5.155.400 4.316.100 4.402.300 4.492.900 4.583.600

13. Personalaufwendungen 503.674 549.100 631.000 643.200 656.500 669.800

14. Versorgungsaufwendungen 533 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 4.595 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 4.148.679 5.347.200 4.680.600 4.774.200 4.872.500 4.970.700

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 500 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.657.980 5.896.300 5.311.600 5.417.400 5.529.000 5.640.500

21. = ordentliches Ergebnis -876.652 -740.900 -995.500 -1.015.100 -1.036.100 -1.056.900

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -876.652 -740.900 -995.500 -1.015.100 -1.036.100 -1.056.900

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 183.667 199.800 205.400 209.300 213.300 0

Saldo ILV -183.667 -199.800 -205.400 -209.300 -213.300 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -1.060.319 -940.700 -1.200.900 -1.224.400 -1.249.400 -1.056.900



Produkt 34.1.01 Unterhaltsvorschussleistungen

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 7,50 7,50

Erläuterungen
Zeile 4: Unterhaltsansprüche gegen Unterhaltsverpflichtete sowie Rückzahlung gewährter Unterhaltsvorschussleistungen 
Zeile 7: Erstattungen von Unterhaltsvorschussleistungen durch das Land 
Zeile 18: Leistungen an Berechtigte 



Produkt 36.1.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege

Produktbeschreibung
Förderung der Entwicklung, Erziehung und Bildung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege sowie an der Schnittstelle zum 
Übergang zwischen Kindertageseinrichtung und Grundschule 

Auftragsgrundlage
§ 22-24, 79-81, 90 SGB VIII, Nds. KiTaG, insbesondere §§ 11 und 18a; Richtlinien des Landes Niedersachsen 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.1.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

1.093.699 1.686.000 1.848.000 1.884.900 1.923.700 1.962.500

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 580.638 390.000 600.000 612.000 624.600 637.200

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 1.093 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 1.675.430 2.076.000 2.448.000 2.496.900 2.548.300 2.599.700

13. Personalaufwendungen 564.633 880.700 837.100 853.400 871.100 888.700

14. Versorgungsaufwendungen 121 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 4.484 6.000 6.000 6.100 6.200 6.300

16. Abschreibungen -467 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 4.191.804 3.259.000 3.486.000 3.555.600 3.628.800 3.702.100

19. sonstige ordentliche Aufwendungen -264 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.760.311 4.145.700 4.329.100 4.415.100 4.506.100 4.597.100

21. = ordentliches Ergebnis -3.084.881 -2.069.700 -1.881.100 -1.918.200 -1.957.800 -1.997.400

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -3.084.881 -2.069.700 -1.881.100 -1.918.200 -1.957.800 -1.997.400

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 258.059 329.100 338.300 344.800 351.300 0

Saldo ILV -258.059 -329.100 -338.300 -344.800 -351.300 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -3.342.940 -2.398.800 -2.219.400 -2.263.000 -2.309.100 -1.997.400



Produkt 36.1.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 11,85 11,84

Erläuterungen
Zeile 2: Landeszuwendung Tagespflege und Sprachförderung gem. § 18a KitaG und BRÜCKE Richtlinie 
Zeile 4: Kostenbeiträge der Sorgeberechtigten zur Tagespflege 
Zeile 15: Betriebskosten der Familienservicebüros 
Zeile 18: Übernahme der Elternbeiträge für einkommensschwache Eltern, Kosten der Tagespflege, Weitergabe der Förderung gem. 
Quik-Richtlinie, Änderung Förderrichtlinie Sprachförderung Übergang § 18a KitaG, Akquise, Qualifizierung und Fortbildung von 
Tagespflegepersonen, Qualifizierungsmaßnahmen in Kindertageseinrichtungen Sprachförderung etc. 



Produkt 36.2.01 Jugendarbeit

Produktbeschreibung
Maßnahmen zur Förderung von Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit  

Auftragsgrundlage
§§ 11, 12 und 79-81 SGB VIII, Beschlussfassungen des Jugendhilfeauschusses 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.2.01 Jugendarbeit
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

2.300 2.000 2.000 2.000 2.000 2.100

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 12.446 10.000 10.000 10.200 10.400 10.600

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

600 500 500 500 500 500

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 339 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 15.685 12.500 12.500 12.700 12.900 13.200

13. Personalaufwendungen 99.735 60.200 59.100 60.100 61.300 62.500

14. Versorgungsaufwendungen 34 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 7.963 7.500 5.800 5.800 5.800 5.800

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 186.254 202.900 200.900 204.900 209.000 213.300

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 293.985 270.600 265.800 270.800 276.100 281.600

21. = ordentliches Ergebnis -278.301 -258.100 -253.300 -258.100 -263.200 -268.400

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -278.301 -258.100 -253.300 -258.100 -263.200 -268.400

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 31.427 35.600 36.600 37.300 38.000 0

Saldo ILV -31.427 -35.600 -36.600 -37.300 -38.000 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -309.728 -293.700 -289.900 -295.400 -301.200 -268.400



Produkt 36.2.01 Jugendarbeit

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen
Nr. Bezeichnung Gesamtaus- 

gabe-/ -ein- 
nahmebedarf 

(Ansatz)

Ansatz
2020

Bisher 
bereitgestellt 

(Ansatz)

Verpflichtungs-
ermächtigungen

Finanzplan
2021

Finanzplan
2022

Finanzplan
2023

OBER Investitionen ab 20.000 €
2020/51010 Beihilfen an Verbände 
und Vereine für Jugendräume

30.000 30.000 0 0 0 0 0

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 1,10 1,09

Erläuterungen
Zeile 2: Zuwendung vom Land für Jugendgruppenleiterkurs, Spenden 
Zeile 4: Kostenbeiträge der Eltern für die Kinderfreizeit des Landkreises 
Zeile 5: Teilnehmerbeiträge JuLeiCa-Kurse 
Zeile 18: Zuschüsse laut Verwaltungshandreichung für Ferienfreizeiten u. Arbeitsmaterialien von Kirchengemeinden, Vereinen etc., 
Renovierung von Gruppenräumen sowie Ferienfreizeit des LK, Zuschüsse für Lehrgänge u. Tagungen u. ggf. 
internationale Jugendbegegnungen 



Produkt 36.3.01 Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Produktbeschreibung
Maßnahmen und Angebote zum Ausgleich sozialer und individueller Beeinträchtigung sowie zum Schutz vor  
gefährdenden Einflüssen 

Auftragsgrundlage
§§ 13, 14 und 79-81 SGB VIII 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.01 Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 250 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 250 0 0 0 0 0

13. Personalaufwendungen 62.176 60.200 59.100 60.100 61.300 62.500

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 27.400 56.000 56.000 57.100 58.200 59.400

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 89.575 116.200 115.100 117.200 119.500 121.900

21. = ordentliches Ergebnis -89.325 -116.200 -115.100 -117.200 -119.500 -121.900

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -89.325 -116.200 -115.100 -117.200 -119.500 -121.900

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 31.811 34.900 35.800 36.600 37.300 0

Saldo ILV -31.811 -34.900 -35.800 -36.600 -37.300 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -121.136 -151.100 -150.900 -153.800 -156.800 -121.900



Produkt 36.3.01 Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 1,10 1,09

Erläuterungen
Zeile 18: Aufwand für Präventionsprogramme und Kooperationsvereinbarung Schule - Jugendamt zur Förderung präventiver Aufgaben 



Produkt 36.3.02 Förderung der Erziehung in der Familie

Produktbeschreibung
Angebote zur Unterstützung und Förderung von Familien bei der Erfüllung ihrer Erziehungspflichten sowie  
Unterstützung von Eltern, Erziehungsberechtigten und jungen Menschen in spezifischen Krisen- oder  
Notsituationen (z. B. Trennung, Scheidung, Kinderschutz) 

Auftragsgrundlage
§§ 8, 8a,16-21, 79-81 SGB VIII, KKG, §§ 162, 213 FamFG; Richtlinien des Landes, Beschlussfassungen des  
Jugendhilfeausschusses 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.02 Förderung der Erziehung in der Familie
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

121.620 125.000 125.000 127.500 130.100 132.700

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 40.667 30.000 30.000 30.600 31.200 31.800

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 1.694 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 163.981 155.000 155.000 158.100 161.300 164.500

13. Personalaufwendungen 550.248 496.600 545.700 556.300 567.800 579.200

14. Versorgungsaufwendungen 134 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 10.000 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 1.232.947 1.378.800 1.243.700 1.268.500 1.294.600 1.320.700

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.783.330 1.885.400 1.789.400 1.824.800 1.862.400 1.899.900

21. = ordentliches Ergebnis -1.619.349 -1.730.400 -1.634.400 -1.666.700 -1.701.100 -1.735.400

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -1.619.349 -1.730.400 -1.634.400 -1.666.700 -1.701.100 -1.735.400

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 185.273 207.700 213.500 217.600 221.700 0

Saldo ILV -185.273 -207.700 -213.500 -217.600 -221.700 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -1.804.622 -1.938.100 -1.847.900 -1.884.300 -1.922.800 -1.735.400



Produkt 36.3.02 Förderung der Erziehung in der Familie

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 7,65 7,65

Erläuterungen
Zeile 2: Landeszuwendungen für familienunterstützende Maßnahmen, Förderung durch Bundesfond Frühe Hilfen 
Zeile 4: Kostenbeiträge für Personen in Mutter/Vater-Kind-Einrichtungen 
Zeile 18: Zuschüsse auf Antrag gem. Verwaltungshandreichung an freie Träger, Finanzierung von Kompetenzzentren sowie Maßnahmen im 
Bereich Früher Hilfen wie 
z. B. Willkommensbesuche bei Neugeborenen, Betrieb Koordinierungsstelle zum Einsatz von Familienhebammen. 
Insgesamt sollen mit dem Ausbau von präventiven Angeboten im LK niedrigschwellige Angebote für junge Familien 
geschaffen und ggf. Hilfen zur Erziehung vermieden werden. Vernetzung Schulen. Transferaufwendungen für Anspruchsleistungen: 
Begleiteter Umgang, Betreuung in Notsituationen und Unterbringungen in Mutter-Kind-Einrichtungen 



Produkt 36.3.03 Hilfe zur Erziehung

Produktbeschreibung
Leistungen, die Eltern und jungen Volljährigen aufgrund individueller, persönlichkeitsbezogener und/oder familiensystembedingter Probleme 
pflichtgemäß gewährt werden. Hilfen zur Erziehung werden in familienergänzender ambulanter oder teilstationärer und in stationärer Form 
außerhalb der Familie erbracht. Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Minderjährigen (Inobhutnahme) sind i. d. R. stationäre Leistungen. 
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge werden nach Einreise oder im Zuge eines Verteilungsverfahrens in Obhut genommen und erhalten 
notwendige und geeignete individuelle Hilfe. 
Unter sozialpädagogische Maßnahmen für straffällig gewordene Jugendliche und Heranwachsende (bis 21 Jahren) fallen insbesondere Soziale 
Trainingskurse, Betreuungsweisungen, der Täter-Opfer-Ausgleich und die Vermittlung zur Ableistung sozialpädagogisch betreuter Arbeit. 

Auftragsgrundlage
§§ 8a, 27 - 35 , 42, 42a und b, 50, 52, 77-79a, 80, 81, 86 SGB VIII, § 10 JGG; §§ 1666, 1666a BGB; §§ 162,  
213 FamFG, AdVerm 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.03 Hilfe zur Erziehung
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

42.000 42.000 42.000 42.800 43.700 44.600

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 539.215 600.000 600.000 612.000 624.600 637.200

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

110 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.327.912 2.500.000 2.600.000 2.652.000 2.706.600 2.761.200

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 19.633 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 4.928.869 3.142.000 3.242.000 3.306.800 3.374.900 3.443.000

13. Personalaufwendungen 1.079.089 1.298.600 1.270.300 1.295.500 1.322.000 1.348.600

14. Versorgungsaufwendungen 305 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.087 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 18.872 50.000 20.000 20.000 20.000 20.000

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 11.801.382 10.770.000 11.010.000 11.230.200 11.461.300 11.692.600

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 874.135 1.000.000 800.000 816.000 832.800 849.600

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 13.775.871 13.118.600 13.100.300 13.361.700 13.636.100 13.910.800

21. = ordentliches Ergebnis -8.847.001 -9.976.600 -9.858.300 -10.054.900 -10.261.200 -10.467.800

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -8.847.001 -9.976.600 -9.858.300 -10.054.900 -10.261.200 -10.467.800

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 478.645 510.200 524.500 534.500 544.600 0

Saldo ILV -478.645 -510.200 -524.500 -534.500 -544.600 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -9.325.646 -10.486.800 -10.382.800 -10.589.400 -10.805.800 -10.467.800



Produkt 36.3.03 Hilfe zur Erziehung

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 18,74 18,74

Erläuterungen
Zeile 2: Landesförderung von Projekten zur ambulanten sozialpädagogischen Betreuung junger Straffälliger (Jugendgerichtshilfe) 
Zeile 4: Kostenbeiträge für gewährte Hilfen zur Erziehung 
Zeile 7: Kostenerstattungen von anderen Jugendämtern für durch den LK gewährte Leistungen sowie Kostenerstattungen für UMA 
nach § 89d SGB VIII und erwartete Verwaltungskostenpauschale vom Land 2.000 € pro UMA 
Zeile 18: Transferaufwendungen für soz. Gruppenarbeit, Erziehungsbeistand, Sozialpädagogische Familienhilfe, Tagesgruppe, Vollzeitpflege, 
Inobhutnahme in Familien (Bereitschaftspflegefamilien), Jugendgerichtshilfe, intensive soz.-päd. Einzelbetreuung, 
Heimerziehung, Inobhutnahmestelle und Unterbringung von UMA 
Zeile 19: Erstattungen an Städte und Gemeinden 



Produkt 36.3.04 Hilfen für junge Volljährige

Produktbeschreibung
Leistungen, die jungen Volljährigen aufgrund von individuellen Einschränkungen in der Persönlichkeit und  
mangelnder Fähigkeit zur eigenständigen Lebensführung zustehen.  
Die Leistungen werden i. d. R. in ambulanter oder stationärer Form erbracht. 

Auftragsgrundlage
§ 41 SGB VIII i.V.m. §§ 30, 33, 34, 35, 77-79a, 80, 81, 86 SGB VIII 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.04 Hilfen für junge Volljährige
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 40.498 50.000 50.000 51.000 52.000 53.100

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 52.681 50.000 50.000 51.000 52.000 53.100

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 2.518 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 95.698 100.000 100.000 102.000 104.000 106.200

13. Personalaufwendungen 308.308 247.900 236.600 240.900 245.900 251.000

14. Versorgungsaufwendungen 118 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 2.444 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 615.857 760.000 1.000.000 1.020.000 1.041.000 1.062.000

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 926.728 1.007.900 1.236.600 1.260.900 1.286.900 1.313.000

21. = ordentliches Ergebnis -831.030 -907.900 -1.136.600 -1.158.900 -1.182.900 -1.206.800

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -831.030 -907.900 -1.136.600 -1.158.900 -1.182.900 -1.206.800

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 90.492 102.000 104.900 106.900 108.900 0

Saldo ILV -90.492 -102.000 -104.900 -106.900 -108.900 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -921.522 -1.009.900 -1.241.500 -1.265.800 -1.291.800 -1.206.800



Produkt 36.3.04 Hilfen für junge Volljährige

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 3,66 3,66

Erläuterungen
Zeile 4: Kostenbeiträge für gewährte Hilfen für junge Volljährige 
Zeile 7: Kostenerstattungen von anderen Jugendämtern für durch den LK gewährte Leistungen für junge Volljährige in Pflegefamilien 
Zeile 18: Transferaufwendungen für Vollzeitpflege, Heimunterbringung und Erziehungsbeistandschaft 



Produkt 36.3.05 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII

Produktbeschreibung
Leistungen, die jungen Menschen im Alter von sechs bis 21 Jahren mit festgestellter (drohenden) seelischen  
Behinderung zustehen. Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII wird in ambulanter, teilstationärer und  
stationärer Form erbracht. 

Auftragsgrundlage
§§ 35a, 41, 50, 77-79a, 80, 81, 86 SGB VIII 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.05 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

110.436 113.000 113.000 115.200 117.600 120.000

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 32.292 30.000 50.000 51.000 52.000 53.100

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 259.829 100.000 150.000 153.000 156.100 159.300

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 1.355 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 403.911 243.000 313.000 319.200 325.700 332.400

13. Personalaufwendungen 665.535 640.300 644.000 656.500 670.000 683.600

14. Versorgungsaufwendungen 102 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 3.654.204 3.571.000 4.885.000 4.982.700 5.085.200 5.187.800

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.319.841 4.211.300 5.529.000 5.639.200 5.755.200 5.871.400

21. = ordentliches Ergebnis -3.915.930 -3.968.300 -5.216.000 -5.320.000 -5.429.500 -5.539.000

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -3.915.930 -3.968.300 -5.216.000 -5.320.000 -5.429.500 -5.539.000

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 232.621 259.500 266.800 271.900 277.000 0

Saldo ILV -232.621 -259.500 -266.800 -271.900 -277.000 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -4.148.551 -4.227.800 -5.482.800 -5.591.900 -5.706.500 -5.539.000



Produkt 36.3.05 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 9,64 9,64

Erläuterungen
Zeile 2: Pauschale vom Land Niedersachsen für inklusionsbedingte Mehraufwendungen (schulische Integrationshilfen) 
Zeile 4: Kostenbeiträge für gewährte Eingliederungshilfen für seel. behinderte Kinder, Jugendliche und junge Volljährige 
Zeile 7: Kostenerstattungen von anderen Jugendämtern für durch den Landkreis gewährte Leistungen 
Zeile 18: Transferaufwendungen für ambulante Hilfen für Kinder/Jugendliche und junge Volljährige (schulische Integrationshilfe, Legasthenie, 
Dyskalkulie, Autismus-Therapie), Transferaufwendungen für stationäre Hilfen für Kinder/Jugendliche und junge Volljährige 



Produkt 36.3.06 Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche Verfahren

Produktbeschreibung
Das Produkt umfasst die Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren bzw. die Beistand-, Pfleg und Vormundschaften  
für Minderjährige sowie andere Unterstützung zur Regelung rechtlicher Belange von Kindern und Jugendlichen. 

Auftragsgrundlage
§§ 52a-59 SGB VIII, 162, 169-185, 186-199 FamFG; §§ 1673, 1751, 1773 ff., 1791c, 1793, 1800, 1909 ff. BGB,  
AdVermiG, AdWirkG 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.06 Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche Verfahren
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 16.335 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 10.839 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 27.175 0 0 0 0 0

13. Personalaufwendungen 1.243.971 1.269.400 1.481.100 1.510.300 1.541.400 1.572.600

14. Versorgungsaufwendungen 869 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 417 500 500 500 500 500

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.245.256 1.269.900 1.481.600 1.510.800 1.541.900 1.573.100

21. = ordentliches Ergebnis -1.218.082 -1.269.900 -1.481.600 -1.510.800 -1.541.900 -1.573.100

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -1.218.082 -1.269.900 -1.481.600 -1.510.800 -1.541.900 -1.573.100

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 459.498 502.600 516.600 526.500 536.300 0

Saldo ILV -459.498 -502.600 -516.600 -526.500 -536.300 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -1.677.580 -1.772.500 -1.998.200 -2.037.300 -2.078.200 -1.573.100



Produkt 36.3.06 Adoptionsvermittlung, Beistand-, Pfleg-, Vormundschaft, gerichtliche Verfahren

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 18,11 18,11

Erläuterungen
Zeile 19: Ausgaben für die Amtsvormundschaften 



Produkt 36.3.07 Verwaltung der Jugendhilfe

Produktbeschreibung
Verwaltungskosten zur Qualitätssicherung in der Jugendhilfe 

Auftragsgrundlage
§§ 72, 78 SGB VIII 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.3.07 Verwaltung der Jugendhilfe
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

613 0 500 500 500 500

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 4.593 500 500 500 500 500

12. = Summe ordentliche Erträge 5.206 500 1.000 1.000 1.000 1.000

13. Personalaufwendungen 72.978 0 0 0 0 0

14. Versorgungsaufwendungen 118 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 17.901 22.500 55.500 56.500 57.600 58.700

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 90.997 22.500 55.500 56.500 57.600 58.700

21. = ordentliches Ergebnis -85.791 -22.000 -54.500 -55.500 -56.600 -57.700

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -85.791 -22.000 -54.500 -55.500 -56.600 -57.700

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 3.556 5.600 5.700 5.900 6.000 0

Saldo ILV -3.556 -5.600 -5.700 -5.900 -6.000 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -89.347 -27.600 -60.200 -61.400 -62.600 -57.700



Produkt 36.3.07 Verwaltung der Jugendhilfe

Erläuterungen
Zeile 11: Bußgelder für Verstöße gegen das Jugendschutzgesetz 
Zeile 19: Mitgliederbeiträge an Verbände und Vereine, Aufwendungen der Jugendhilfeplanung (z. B. Durchführung von Befragungen), 
Kosten für Kommunalen Schadensausgleich, Qualitätsentwicklung Jugendamt, Supervisionen für alle sozialen Fachbereiche 



Produkt 36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder

Produktbeschreibung
Förderung der Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 

Auftragsgrundlage
§§ 22, 22a, 24-26, 45-48 und 80 SGB VIII, Nds. Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder, kommunale  
Vereinbarung über die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 800 800 800 800 800 800

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 800 800 800 800 800 800

13. Personalaufwendungen 0 0 0 0 0 0

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0

16. Abschreibungen 155.633 72.700 100.100 100.100 100.100 100.100

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 7.079.174 9.110.000 10.220.000 10.424.400 10.639.000 10.853.600

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 7.234.807 9.182.700 10.320.100 10.524.500 10.739.100 10.953.700

21. = ordentliches Ergebnis -7.234.007 -9.181.900 -10.319.300 -10.523.700 -10.738.300 -10.952.900

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -7.234.007 -9.181.900 -10.319.300 -10.523.700 -10.738.300 -10.952.900

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 3.625 5.900 6.000 6.200 6.300 0

Saldo ILV -3.625 -5.900 -6.000 -6.200 -6.300 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -7.237.631 -9.187.800 -10.325.300 -10.529.900 -10.744.600 -10.952.900



Produkt 36.5.01 Tageseinrichtungen für Kinder

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen
Nr. Bezeichnung Gesamtaus- 

gabe-/ -ein- 
nahmebedarf 

(Ansatz)

Ansatz
2020

Bisher 
bereitgestellt 

(Ansatz)

Verpflichtungs-
ermächtigungen

Finanzplan
2021

Finanzplan
2022

Finanzplan
2023

OBER Investitionen ab 20.000 €
2020/51020 Zuwendungen für 
Investitionen in Kita

396.000 396.000 0 0 0 0 0

2020/51021 Zuw. Land - 
Zuwendungen für Investitionen in 
Kita

0 0 0 0 0 0 0

Erläuterungen
Zeile 18: Betriebskostenzuschüsse an die Träger von Kindertageseinrichtungen laut Vereinbarung 



Produkt 36.7.01 Erziehungsberatungsstelle

Produktbeschreibung
Das Produkt beinhaltet die Erziehungs- und Lebensberatung für Familien, Eltern und junge Menschen sowie  
Beratung zur Verhinderung von Krisen und Unterstützung in krisenspezifischen Situationen. 

Auftragsgrundlage
§§ 8, 8b, 16, 17, 18 und 28 sowie 74 SGB VIII  

Verantwortung Ulrike Helle



Produkt 36.7.01 Erziehungsberatungsstelle
Produktergebnis

Bezeichnung Ergebnis
2018

Ansatz
2019

Ansatz
2020

Plan
2021

Plan
2022

Plan
2023

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer 
für Investitionstätigkeit

0 0 0 0 0 0

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 248 300 300 300 300 300

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. 
Entgelte f. Inv.-Tätigk.

0 0 0 0 0 0

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

12. = Summe ordentliche Erträge 248 300 300 300 300 300

13. Personalaufwendungen 198.386 264.500 268.900 274.100 279.800 285.400

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 574 2.000 1.000 1.000 1.000 1.000

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

18. Transferaufwendungen 285.223 303.000 314.000 320.200 326.800 333.400

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 484.183 569.500 583.900 595.300 607.600 619.800

21. = ordentliches Ergebnis -483.935 -569.200 -583.600 -595.000 -607.300 -619.500

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0

25. Jahresergebnis -483.935 -569.200 -583.600 -595.000 -607.300 -619.500

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 88.235 109.500 112.600 114.800 117.000 0

Saldo ILV -88.235 -109.500 -112.600 -114.800 -117.000 0

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -572.170 -678.700 -696.200 -709.800 -724.300 -619.500



Produkt 36.7.01 Erziehungsberatungsstelle

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr

Stellenanteile 4,00 4,00

Erläuterungen
Zeile 15: Aufwendungen für Material und Testverfahren 
Zeile 18: Personal- u. Sachkostenzuschuss für die Erziehungsberatungsstelle und die Beratungsstelle gegen sexualisierte Gewalt 



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Jugendhilferahmenkonzept des Landkreises Rotenburg (Wümme);  
hier: Teilkonzept Frühe Hilfen mit Status Quo Evaluation der Kompetenzzentren 
 
Sachverhalt: 
 
Entsprechend des im Jugendhilfeausschuss am 22.05.2019 gefassten Beschlusses wird ein 
„Jugendhilferahmenkonzept“ als Instrument zur Qualitätsentwicklung nach §§ 79 - 81 
Sozialgesetzbuch (SGB) VIII für das Jugendamt des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
erarbeitet und fortgeschrieben. In einem ersten Schritt wird ein Teilkonzept Frühe Hilfen 
entwickelt.  
 
Als Auftakt zum Teilkonzept werden der aktuelle Stand der Frühen Hilfen im Landkreis 
Rotenburg (Wümme), die Ziele und damit verbundene Planung vorgestellt (Anlage 1). Ebenso 
wird in diesem Zusammenhang der Status Quo zur Evaluation der Kompetenzzentren 
vorgestellt (Anlage 2). 
 
Anfang 2020 sollen in einer Interfraktionellen Arbeitsgruppe des Jugendamtes – bestehend aus 
Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses und Mitgliedern der Verwaltung des Jugendamtes – 
ein Austausch zur gemeinsamen Weiterentwicklung der Frühen Hilfen inkl. der 
Kompetenzzentren im Landkreis Rotenburg (Wümme) erfolgen.  
  
Die Ergebnisse werden dem Jugendhilfeausschuss vorgestellt.  
 
 
In Vertretung  
 
 
(Colshorn) 
 
 
Anlagen 
− Präsentation Jugendhilferahmenkonzept, 1. Teilkonzept Frühe Hilfen (Anlage 1) 
− Präsentation Status Quo – Evaluation der Kompetenzzentren (Anlage 2) 
 

 

M i t te i l ungsvor l age  
Jugendamt  

Tagesordnungspunkt:  9 

 
Drucksachen-Nr.:  2016-21/0813 

Status:   öffentlich 

Datum:  01.11.2019 
 

Termin  Beratungsfolge: 

12.11.2019 Jugendhilfeausschuss 



Jugendhilferahmenkonzept 
1. Teilkonzept - Frühe Hilfen

Jugendhilfeausschuss des LK ROW am 12.11.2019

jochen.twiefel
Schreibmaschinentext
zu TOP 9



www.lk-row.de2

Auftakt zum 1. Teilkonzept
-Frühe Hilfen-

• Das Jugendhilferahmenkonzept ist ein Instrument zur Qualitätsentwicklung nach §§ 79 - 81 
SGB VIII 

• Es befasst sich, orientiert an „Lebensversorgungsketten“, mit strukturellen und 
übergeordneten Themenfeldern

• Erster Schritt: Erarbeitung des Teilkonzepts für die Frühen Hilfen 

• Stärkere Einbindung des Jugendhilfeausschusses in inhaltliche Ausrichtung und 
Weiterentwicklung der Jugendhilfeangebote

• Zyklische Berichterstattung



www.lk-row.de3

Bestandserhebung

• Willkommensbesuche (Ehrenamt)

• Drei Kompetenzzentren (Bremervörde, Rotenburg (Wümme), Zeven)

• Drei Netzwerke Frühe Hilfen und eine zentrale Steuerungsgruppe 

• Koordinierungsstelle Familienhebammen (Bundesstiftung Frühe Hilfen)

• Qualitätsentwicklungsprojekt NZFH (aktuell laufend)

• Verbesserung der Vernetzung der örtlichen Akteure zur Steigerung des 
Kinderschutzes



www.lk-row.de4

Agaplesion
Diakonieklinikum 
Rotenburg gGmbH

• Kids-Time in 
Rotenburg

Sambucus e.V.

• -Wir 2-
Bindungs-
training für 
Allein-
erziehende 
Walter Blüchert
Stiftung 
(Franchise)

SIMBAV e.V.

• Elternberatung 
& Elternbildung

• Gemeinsam 
GESUND & 
LECKER

• Wellcome und 
mehr... 

Tandem e.V.

• Kids-Time in 
Bremervörde 
und in Zeven

DRK Kreisverband 
Bremervörde e.V.

• Prävention 
Kindeswohl-
gefährdung

• Gesunde 
Ernährung 

• Beratungs- und 
Bildungs-
angebote für 
Eltern und Ihre 
Kinder

PaNaMa e.V.

Familienzentrum 
Bremervörde

• Elternberatung/  
aufsuchende 
Familienarbeit

• Elternbildungs-
angebote

• Offenes Café 
für Schwangere 
und Eltern mit 
Neugeborenen

Geförderte Projekte und Themen 

Anträge gem. Verwaltungshandreichung - Förderung der freien Jugendhilfe 2020

10.000 € 10.000 € 30.000 € 20.000 €30.000 € 30.000 €

• Wellcome –
Praktische Hilfe 
für Familien 
nach der Geburt

5.000 €

Ev. 
Lebensberatungsstelle 
Diakon. Werk des Ev. 
Luth. Kirchenkreises 

BRV – ZV
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Qualitätsentwicklung im Sachgebiet 
„Kinderbetreuung und Frühe Hilfen“

• Übergeordnete Fachabteilung zu Themen der Kinderbetreuung 
− Fachberatung Kindertageseinrichtungen
− Fachberatung „Sprachförderung und Sprachbildung“
− Beratung im Kinderschutz gem. § 8b SGB VIII
− Familienservicebüros als Anlaufstelle für Familien
− Frühe Hilfen
− Akquise, Qualifizierung, Beratung und Vermittlung im Rahmen von Kindertagespflege

• Neuausrichtung und Konzeptionierung

• Darstellung aller Schlüsselprozesse nach QM Prinzipien

• Aufgaben und Rollen aller Teilbereiche

• Inhaltliche Weiterentwicklung - Verlässliche Qualitätsstrukturen
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Ziele und Ausblick Frühe Hilfen

• QEW – NZFH: Umfassender Dialog und Weiterentwicklung

• Erstellung eines kommunalspezifischen Umsetzungskonzeptes für    
Q-Dimensionen: „Netzwerke“ und „Zusammenarbeit mit Familien“ -
(QM Standards)

• Stärkere Angebotsvernetzung – „kommunale Akteure kennen sich“

• Verbesserung der Schnittstellen Kinderschutz 

• Beteiligung von Eltern

• Bedarfserhebung („Was brauchen Familien wirklich?“)

• Öffentlichkeitsarbeit
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Weiteres Vorgehen…

• Interfraktionelle Arbeitsgruppe zur inhaltlichen Weiterentwicklung der 
Frühen Hilfen im Landkreis Rotenburg (Wümme) und zur für die 
Zielerreichung notwendigen Schritte unter Einbeziehung eines beratenden 
Mitglieds des JHA

• Beratung im Dialog u. a. zur Evaluation und Weiterentwicklung der 
Kompetenzzentren

• Vorbereitung und Einladung durch die Verwaltung des Jugendamtes

• Termin: Ende Januar 2020 
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Tom Wicha

Tom.Wicha@lk-row.de

Telefon: 04261/983-2502

Telefax: 04261/983-2549

Ansprechpartner:

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



Status Quo – Evaluation der 
Kompetenzzentren

Jugendhilfeausschuss des LK ROW am 12.11.2019

jochen.twiefel
Schreibmaschinentext
zu TOP 9
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Hintergrund - die „Kompetenzzentren“

• Qualitätsentwicklung in den Frühen Hilfen entsprechend des Bundeskinderschutzgesetzes 
(BKiSchG) und des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) 

• Einrichtung der Kompetenzzentren zur Weiterentwicklung und Ausbau eines 
flächendeckenden und bedarfsgerechten Angebotes Früher Hilfen im Landkreis Rotenburg 
(Wümme)

• Arbeit der Kompetenzzentren wird gemäß Vereinbarung dokumentiert und durch die 
Verwendungsnachweise und eine Evaluation ausgewertet

• Ergänzender Beschluss des Jugendhilfeausschusses zur Evaluation 2016 und 2019

• Laufzeit der Kompetenzzentren gem. Vereinbarung drei Jahre (bis Ende 2020)

• Ergebnisoffene Aus- und Bewertung der Arbeit der KTZ zur qualitativen Weiterentwicklung 
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I. Formelle Prüfung 
des Sach- und 

Tätigkeitsberichtes 

• Fristgerechte 
Erbringung

• Vollständigkeit
• Form

II. Indikatoren-Raster 
gem. Vereinbarung

• Beratungsanzahl 
• Personal 
• Art der Zugänge 
• Implementierung und 

Inanspruchnahme von 
Eltern-Kind-Gruppen

• die Zielgruppen 
• die Überleitungen an 

andere Träger, Dienste 
und Institutionen

• Vernetzung in der 
Region

III. Inhaltliche

Arbeit der KTZ

• Konzeptionelle 
Weiterentwicklung

• Besondere Projekte
• Neue Angebote und 

Maßnahmen
• Spendenakquise und 

Co-Finanzierung

Evaluationsaufbau (gem. Vereinbarung)
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Themenschwerpunkte der Kompetenzzentren 
in 2018

• flächendeckender Auf- und Ausbau der Eltern-Kind-Gruppen

• Vernetzung als „Regionale Ansprechpartner“

• Projektbezogene Einbeziehung der Kommunen

• Austausch zur Arbeit mit Ehrenamtlichen (Schulungen, Fortbildungen fachliche Begleitung)

• beratende Funktion in der Steuerungsgruppe

• Öffentlichkeitsarbeit

• Akquirierung zusätzlicher Fördermittel

• regionale Vernetzung mit Institutionen und Personen im Bereich der Frühen Hilfen
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Übersicht zur finanziellen Vereinbarung

Träger VE Koordinieru
ngsstelle 

KTZ
p.a.

Stellenanteil Verbindliches 
Angebot

p.a.

Projekte
gem. VH zur 
Förderung 

der freien JH 
2018

Anzahl 
Projekte

Gesamt

DRK e.V. 4
max. 

30.000 € 0,5
max. 

9.600 € 23.580 € 3 63.180 €

Panama e.V. 3
max. 

22.500 € 0,35
max. 

7.200 € 17.600 € 2 47.300 €

Simbav e.V. 6
max. 

45.000 € 0,75
max. 

14.400 € 30.000 € 3 89.000 €
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Eltern-Kind Gruppen
gem. Auftrag zwei Gruppen/Verwaltungseinheit

Träger Verwaltungseinheiten Stand 10.2019

PaNaMa e. V. Bremervörde, Geestequelle, Gnarrenburg Bremervörde: zwei Gruppenangebote 
SG Geestequelle: ein Gruppenangebot
Gnarrenburg: zwei Gruppenangebote

Simbav e. V. Bothel, Fintel, Rotenburg, Scheeßel, Sottrum,
Visselhövede

Bothel: zwei Gruppenangebote
Fintel: zwei Gruppenangebote
Rotenburg: zwei Gruppenangebote
Scheeßel: zwei Gruppenangebote
Sottrum: zwei Gruppenangebote
Visselhövede: zwei Gruppenangebote

DRK e. V. Selsingen, Sittensen, Tarmstedt, Zeven Selsingen: zwei Gruppenangebote 
(eine in Kooperation)
Sittensen: zwei Gruppenangebote 
(eine in Kooperation)
Tarmstedt: zwei Gruppenangebote
Zeven: zwei Gruppenangebote
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Ergebnis der Evaluation Kompetenzzentren

• EKG weitestgehend aufgebaut 

• Datenqualität ausbaufähig (Vergleichbarkeit und Vollständigkeit)

• Einheitliche Steuerungsdaten: Trennscharfe Datenlieferung gem. Vertraglicher 
Vereinbarung

• Gemeinsam im Dialog über Angebote (Steuerungsgruppe) 

• Weiterführung der Qualitätsentwicklung 

• Bedarfsgerechte Angebotsentwicklung in Abstimmung vor Ort (keine 
Doppelförderung)

• Zusätzlich: Akquirierung von zusätzlichen Fördermitteln o.a. Sachleistungen

• Gemeinsame Zielentwicklung

• Neue Ausschreibung Mitte 2020 (31.12.2020) Ende Projektlaufzeit
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Weiteres Vorgehen…

• Fortführung der Evaluation auf Basis der gem. Absprache festgelegten Daten

• Diskussion zur Evaluation und Weiterentwicklung der Kompetenzzentren als Teil 
der Frühen Hilfen im Landkreis Rotenburg (Wümme) in Interfraktioneller 
Arbeitsgruppe
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Tom Wicha

Tom.Wicha@lk-row.de

Telefon: 04261/983-2502

Telefax: 04261/983-2549

Ansprechpartner:

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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